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POLITISCHE, WIRTSCHAFTLICHE UND  
SOZIALE RAHMENBEDINGUNGEN 

POLITISCHE ENTWICKLUNG

Namibia ist eine demokratische, zentralistische Mehrpartei-
enrepublik, deren rechtsstaatliche Prinzipien seit der Unab-
hängigkeit 1990 nicht angetastet wurden. Die Grundrechte 
sind verfassungsmäßig gewährleistet, einschließlich des Ko-
alitionsrechts. Von 1995 bis 2019 regierte die Befreiungsbe-
wegung SWAPO (South West Africa People’s Organization) 
als SWAPO-Partei auf nationaler Ebene mit Zweidrittelmehr-
heit. Namibia galt de facto als Einparteiendemokratie, denn 
der Machtanspruch der SWAPO war umfassend und weit-
gehend unangefochten, während sich die Oppositionspar-
teien schwach und zersplittert zeigten. Bei den Parlaments-
wahlen von November 2019 jedoch verlor die SWAPO 15 
Prozent und hält seitdem nur noch 65 Prozent der Parla-
mentssitze. Bei den Regional- und Lokalwahlen vom No-
vember 2020 fiel ihr Stimmenverlust mit 27 Prozent sogar 
noch höher aus. Nur noch im Norden sowie in einigen süd-
lichen Küstengebieten konnte die SWAPO ihre Mehrheit be-
haupten. 

Gewinner dieser Entwicklung sind vor allem aus der SWAPO 
selbst hervorgegangene Oppositionsparteien wie die Affir-
mative Repositioning (AR), die Landless People’s Movement 
(LPM) und die Independent Patriots for Change (IPC), die je-
doch untereinander zerstritten sind und bisher nur wenig 
überzeugende Alternativangebote zur SWAPO unterbreiten. 
Bisher ist es den Oppositionsparteien deshalb noch nicht ge-
lungen, die weit verbreitete politische Unzufriedenheit vor 
allem junger Menschen zu einem gewissen Grad aufzufan-
gen und zu kanalisieren. 

Die Parlaments- and Präsidentschaftswahlen im November 
2024 bestätigten diesen Trend. Bei einer Wahlbeteiligung 
von 75 Prozent fiel die SWAPO bei der Parlamentswahl auf 
53 Prozent, während die IPC mit 20 Prozent zur zweitstärks-
ten Partei avancierte. Dahinter kamen die AR und LPM die 
zwischen 5 und 7 Prozent lagen. Größter Verlierer der Wahl 

war die bis dahin stärkste und damit offizielle Oppositions-
partei Progressive Democratic Movement (PDM), die von 
über 16 auf 5,5 Prozent abstürzte und damit kaum mehr ei-
ne Rolle in Namibias politischer Zukunft spielen wird.  Inhalt-
lich vertritt die IPC ein neoliberales Wirtschafts- und Sozial-
programm, während AR und LPM eher links der SWAPO an-
zusiedeln sind.

In den Präsidentschaftswahlen erhielt die SWAPO Kandida-
tin Netumbo Nandi-Ndaitwah 58 Prozent der Stimmen, ge-
folgt von Panduleni Itula der IPC mit 26 Prozent. IPC, LPM 
und andere Oppositionsparteien haben gerichtlichen Ein-
spruch gegen die Wahl eingelegt und forderten Neuwahlen. 
Die Wahlen im November 2024 waren nicht nur sehr schlecht 
durchgeführt, an manchen Orten und Wahllokalen wurde 
der Wahlzeitraum sogar um 2 Tage verlängert, was durchaus 
die Legitimität der Wahlen in Frage stellen kann. Der Obers-
te Gerichtshof wies die Klage jedoch im März 2025 ab.

Zunehmender Elitismus und grassierende Korruption an der 
Spitze von Regierung und Partei, die gescheiterte Landre-
form, menschenunwürdige Lebensbedingungen in den 
Städten, Hunger und vor allem die hohe Jugendarbeitslosig-
keit von über 60 Prozent lassen viele junge Menschen daran 
zweifeln, dass die SWAPO-Regierung die sozio-ökonomi-
schen Verhältnisse der Mehrheit der Bevölkerung verbessern 
kann. Die Unzufriedenheit äußert sich vor allem in den sozi-
alen Medien, aber gelegentlich auch in Form von Demonst-
rationen. Es ist vermutlich kein Zufall, dass im Parlament ein 
neuer Gesetzentwurf vorliegt, der Demonstrationen künftig 
administrativ erschweren würde.  

WIRTSCHAFTLICHE UND SOZIALE LAGE

Massive soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten sowie 
die damit einhergehenden hohen Raten von Arbeitslosigkeit 
und Armut sind bezeichnend für Namibia. Verlässliche An-
gaben zur gegenwärtigen Arbeitslosigkeit fehlten auch 
schon vor dem Ausbruch der Covid-Pandemie und erschwe-
ren ein datenbasiertes Handeln für politische Entschei-
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dungsträger_innen. Der letzte veröffentlichte Labour Force 
Survey aus dem Jahr 2018 wies eine Arbeitslosigkeit von 
33,4 Prozent im Land aus. Diese Zahl ist seitdem weiter ge-
stiegen: die Volkszählung von 2024 ergab, dass die Arbeits-
losigkeit nunmehr bei 36,9 Prozent liegt. Die zum Wert aus 
dem Jahr 2018 vergleichbare Zahl – nämlich erneut unter 
Einbeziehung derjenigen Arbeitslosen, die nicht mehr aktiv 
nach Arbeit suchen –, steht heute bei beängstigenden 54,8 
Prozent. Bei jungen Menschen unter 35 Jahren ist die Rate 
auf über 60 Prozent gestiegen.  

Die beschäftigungswirksamsten Sektoren sind die Landwirt-
schaft und die Fischerei, der öffentliche Dienst, der Tourismus, 
der Handel, private Haushalte und das Baugewerbe. Die Be-
schäftigungsquote von Frauen ist geringfügig niedriger als 
die der Männer. Der monatliche Durchschnittslohn lag 2018 
bei ca. 420 Euro (7 935 Namibia Dollar/N$). Allerdings diffe-
rieren die Mindestlöhne je nach Sektor stark: So lagen die 
monatlichen Durchschnittslöhne im Bergbausektor bei knapp 
1 200 Euro (17 963 N$), bei Hausangestellten dagegen nur bei 
72 Euro (1 387 N$). Die Daten von 2024 zeigen, dass die gro-
ße Mehrheit der Beschäftigten unter N$ 5 000 pro Monat ver-
dient, viele davon sogar weniger als N$ 2 000. Nur 3 Prozent 
verdienen monatlich über N$ 40 000. 

Die Regierung hat die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu 
einem wichtigen Ziel ihrer Politik erklärt. Angesichts der seit 
2016 andauernden Rezession fehlen aber die Haushaltsmit-
tel für eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Eine 2013 beschlosse-
ne Industrial Policy, die sich an der langfristigen Entwick-
lungsplanung Vision 2030 orientiert, hatte ambitionierte 
Ziele definiert. Die praktische Umsetzung ist jedoch weitge-
hend ausgeblieben. Im gleichen Jahr veröffentlichte auch 
das Arbeitsministerium eine National Employment Policy, die 
in einem breiten Konsultationsprozess mit Gewerkschaften 
und Arbeitgebern entwickelt wurde. Sie argumentiert sehr 
viel näher an den Realitäten, setzt bei konkreten Entwick-
lungschancen an und enthält einen ausgearbeiteten Imple-
mentierungsplan. Aber auch diese Policy wurde nicht wirk-
sam umgesetzt und verfehlte ihr Ziel, innerhalb von fünf 
Jahren 90 000 zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Dies 
spitzte die Arbeitsmarktkrise weiter zu und trägt zur stei-
genden Resignation unter jungen Menschen bei.

58 Prozent aller Beschäftigten gelten als informell beschäf-
tigt (Labour Force Survey 2018). Sie genießen keinerlei sozi-
alen Schutz, verfügen also weder über eine Kranken- noch 
über eine Rentenversicherung und sind nicht bei der natio-
nalen Sozialversicherung registriert. Letztere bietet bei-
spielsweise Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall sowie wäh-
rend und nach Schwangerschaften. Namibia hat keine Ar-
beitslosenversicherung und bislang auch kein universelles 
Grundeinkommen eingeführt. Letzteres wird seit vielen Jah-
ren von zivilgesellschaftlichen Gruppen gefordert, um die 
weit verbreitete Armut im Land anzugehen. Laut offiziellen 
Zahlen von 2022 liegt die Armutsrate bei unter 20 Prozent, 
die Weltbank veröffentlichte jedoch im gleichen Jahr die 
Zahl von 60 Prozent – basierend auf ihrer Definition von Ar-
mut. Ein Bericht der Economic Commission for Africa (2024) 
zeigte, dass sich die Zahl der in Armut lebenden Menschen 

in Namibia zwischen 2016 und 2023 mehr als verdoppelt 
hat. Viele Haushalte sind von der Unterstützung von Famili-
enmitgliedern abhängig und profitieren nicht von staatli-
chen Sicherungssystemen.

GEWERKSCHAFTSPOLITISCHER KONTEXT

Nach dem Erreichen der Unabhängigkeit war eine Neuaus-
richtung der Arbeitsbeziehungen eine der Prioritäten der 
neuen SWAPO-geführten Regierung. Der Labour Act von 
1992 stellt das erste einheitliche Arbeitsrecht Namibias dar. 
Dieser umfasst und regelt die Vertretung durch Gewerk-
schaften. Er umfasst alle Arbeitnehmende mit Ausnahme 
der Polizei, des Militärs, des Gefängnisdienstes und des Ge-
heimdienstes. Der Labour Act sichert Grundrechte für Ar-
beitnehmende und Gewerkschaften und formuliert Maß-
nahmen, um unfaire Praktiken am Arbeitsplatz zu unterbin-
den. Strukturell schuf das Gesetz das Amt des Labour Com-
missioner, eine Labour Advisory Commission (LAC), eine 
Wage Commission und ein formales Rahmenwerk für Tarif-
verhandlungen. Der bzw. die Labour Commissioner über-
wacht die Registrierung der Tarifpartner und der Tarifverträ-
ge sowie die Schlichtungen in Auseinandersetzungen zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmenden sowie die Grund- 
und Organisationsrechte von Gewerkschaften. Die Wage 
Commission wird vom Arbeitsministerium ernannt, um Min-
destlöhne vorzuschlagen, welche dann im Parlament debat-
tiert und verabschiedet werden. Auf diese Weise kam es 
zum ersten nationalen Mindestlohn, der auf N$ 18 pro Stun-
de (knapp 1 EUR) festgelegt wurde und im Januar 2025 in 
Kraft trat. Arbeitgeber stellten sich gegen die Einführung 
des Mindestlohnes. Sie änderten ihre Haltung auch nicht, 
obwohl die Regierung ihnen entgegenkam und die Einfüh-
rung für Farmarbeitende und Hausangestellte nun über ei-
nen Zeitraum von drei Jahren staffelt. Das wird sich negativ 
auf die Umsetzung des Mindestlohnes auswirken.  

Der Labour Act von 1992 wurde 2007 grundlegend überar-
beitet. In Arbeitskonflikten müssen seitdem zuerst Schlichter_
innen angerufen werden, bevor es zu gesetzlich geschützten 
Streiks oder Gerichtsverhandlungen kommen kann. Arbeitge-
ber sehen den Labour Act als arbeitnehmerfreundlich, nicht 
nur im Hinblick auf seine Formulierungen, sondern auch im 
Hinblick auf seine praktische Auslegung durch die Schlich-
tungsgremien. Allerdings variiert die praktische Umsetzung in 
Abhängigkeit davon, um welchen Arbeitgeber es sich han-
delt: Während transnationale Konzerne, insbesondere solche 
chinesischer Herkunft im Minen- und Bausektor, selbst für 
massive Verstöße gegen den Labour Act erfahrungsgemäß 
kaum Sanktionen zu befürchten haben, sehen sich andere 
Unternehmen und Organisationen bei Entlassungen oder Dis-
ziplinarverfahren sehr schnell mit Rassismusvorwürfen kon-
frontiert. Die Gewerkschaften beklagen ihrerseits, dass die 
Arbeitgeber die Schlichter_innen oft mittels Bestechung zu 
beeinflussen versuchen sowie, dass die langen Verzögerun-
gen in Schlichtungsprozessen häufig nachteilig für Arbeitneh-
mende sind. Auch betonen die Gewerkschaften, dass Arbeit-
geber die notwendigen Ressourcen für Anwält_innen und 
Berater_innen haben, was die Machtverhältnisse zu Unguns-
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ten der Arbeitnehmenden verschiebt.
Zusätzlich zum Labour Act ergänzen zwei weitere Gesetze 
das Arbeitsrecht im formellen Sektor: Der Social Security Act 
von 1994 regelt Mutterschaftsurlaub, Lohnfortzahlung bei 
Krankheit und Sterbegeld. Durch diesen Act wurde ein 
Fonds eingerichtet, in den Arbeitnehmende und Arbeitge-
ber einzahlen müssen und der die entsprechenden Leistun-
gen finanziert. Der Affirmative Action (Employment) Act 
von 1998 verpflichtet Unternehmen mit 25 oder mehr An-
gestellten, die durch Apartheid geschaffenen Ungerechtig-
keiten am Arbeitsplatz auszugleichen. Praktisch bedeutet 
dies, dass historisch benachteiligte Gruppen, insbesondere 
Frauen, »non-whites« und Menschen mit Behinderungen 
bei Einstellungen und Beförderungen zu bevorzugen sind, 
sofern sie die Erfordernisse erfüllen. Ein gesetzlich beschlos-
senes allgemeines Verbot der Leiharbeit wurde vom Su-
preme Court gekippt. Seit August 2012 gilt der Labour 
Amendment Act, welcher vorschreibt, dass Leiharbeitende 
nur zu den Bedingungen angestellt werden dürfen, die nicht 
schlechter sind als die der anderen Arbeitnehmenden des 
Betriebs in vergleichbaren Positionen.

Trotz der gesetzlichen Verbesserungen, die Arbeitnehmende 
seit der Unabhängigkeit erfuhren, sind Gewerkschaften bis 
heute keine Dialogpartner auf Augenhöhe. Das Augenmerk 
der Regierung auf Auslandsinvestitionen hat mehrfach dazu 
geführt, dass Gewerkschaften von der Regierung aufgefor-
dert wurden, ihre Ansprüche zurückzuschrauben, um Aus-
landsinvestitionen anzuziehen oder im Land zu halten. 

GEWERKSCHAFTEN IN NAMIBIA –  
FAKTEN UND DATEN

HISTORISCHE ASPEKTE

Die namibische Gewerkschaftsbewegung spielte eine große 
Rolle im Befreiungskampf gegen die Apartheid. Unter ande-
rem kämpften die Gewerkschaften gegen die extreme Aus-
beutung von Arbeitnehmenden, gegen die politische Unter-
drückung der schwarzen Bevölkerung und von Minderheiten 
sowie gegen das Wanderarbeitersystem. Die Wut gegen die 
unmenschliche Behandlung der Wanderarbeitenden stellte 
die Grundlage dar für die Entstehung von politischen Befrei-
ungsbewegungen wie der SWAPO und ihrer Vorgängerorga-
nisationen. Die Wanderarbeitenden spielten eine zentrale 
Rolle in den frühen Jahren der heutigen Regierungspartei.

Die National Union of Namibian Workers (NUNW) ist der äl-
teste namibische Gewerkschaftsdachverband. Sie wurde von 
der SWAPO im Exil 1970 als Arbeiterflügel der Partei gegrün-
det. Bis in die 80er Jahre des letzten Jahrhunderts gelang es 
der südafrikanischen Apartheidverwaltung, die Gründung 
regimekritischer Gewerkschaften zu unterdrücken. Die ers-
ten Sektorgewerkschaften der NUNW entstanden in Nami-
bia ab 1986 und verbanden die Kämpfe gegen Ausbeutung 
am Arbeitsplatz mit dem politischen Kampf um die Unab-
hängigkeit. In dieser Zeit agierten die NUNW-Gewerkschaf-
ten als soziale Bewegung. Die Zusammenarbeit mit anderen 
progressiven Bewegungen wie der Studierendenorganisati-

on Namibia National Students Organisation (NANSO) und 
dem Namibischen Kirchenverband Council of Churches in 
Namibia (CCN) war ausgeprägt und führte zu weitreichen-
den gemeinsamen Protestaktionen in den Jahren vor der Un-
abhängigkeit. 

Bereits in der Apartheidzeit war die namibische Gewerk-
schaftslandschaft gespalten. Außerhalb der NUNW gab es 
seit den 1970er Jahren Gewerkschaften und »staff associa-
tions«, die sich als unpolitisch verstanden und mit dem kolo-
nialen Regime kollaborierten. Manche waren auch reine 
»Apartheidsgewerkschaften«, wie die Gewerkschaft für wei-
ße Beschäftigte im Bergbau South West Africa Mineworkers 
Union (SWAMU). 

Es gab aber auch unabhängige Gewerkschaftsinitiativen, die 
zwar nicht mit dem Kolonialregime übereinstimmten, aber 
auch die politische Verbindung zwischen NUNW und SWAPO 
ablehnten. Diese Gewerkschaften gründeten nach der Unab-
hängigkeit Namibias neue Dachverbände, welche aber an-
fangs wenig Einfluss hatten. Dies änderte sich, als sich im 
Mai 2002 die Namibia People’s Social Movement (NPSM) 
und die Namibia Federation of Trade Unions (NAFTU) zusam-
menschlossen, um den Trade Union Congress of Namibia 
(TUCNA) zu gründen. Der TUCNA wuchs über die Jahre und 
ist heute zu einem ernstzunehmenden Konkurrenten der 
NUNW geworden. Der TUCNA vereint 15 Industriegewerk-
schaften, von denen manche innerhalb desselben Wirt-
schaftszweigs miteinander konkurrieren, beispielsweise in 
der Fischereiindustrie.

Namibias dritter Gewerkschaftsdachverband ist deutlich 
kleiner und von geringerer Bedeutung. Die Namibia Natio-
nal Labour Organisation (NANLO) entstand 2013 als Abspal-
tung der NUNW, als deren damaliger Generalsekretär 2012 
seines Amtes enthoben wurde und anschließend die NAN-
LO also neuen Gewerkschaftsdachverband gründete. Bis 
heute hat NANLO keinen Kongress abgehalten und daher 
auch keine demokratisch gewählte Führung.

GEWERKSCHAFTSLANDSCHAFT

In Namibia existieren gegenwärtig 41 registrierte Gewerk-
schaften, von denen die meisten in den genannten drei 
Dachverbänden zusammengeschlossen sind. Im Jahre 2024 
wurden sieben Gewerkschaften deregistriert, weil sie nicht 
die erforderlichen jährlichen Finanzberichte vorlegen konn-
ten. Andererseits wurde im gleichen Jahr und nach jahrelan-
ger, prozeduraler Verzögerung durch die Regierung, eine 
neue Gewerkschaft für Medienschaffende registriert, die 
Namibia Media Professionals Union (NAMPU). 

Die NUNW ist parteipolitisch an die SWAPO-Partei gebun-
den und wird als ein Flügel der SWAPO verstanden. TUCNA 
und NANLO sind parteipolitisch ungebunden. Der NUNW 
sind neun Industriegewerkschaften angeschlossen, wobei 
die Gewerkschaften im öffentlichen Dienst, in der Minenin-
dustrie, im Fischereisektor und dem Groß- und Einzelhandel 
die größten sind. Der TUCNA vereint neun Industriegewerk-
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schaften und die NANLO vier. 
Die Wirtschaftssektoren mit dem höchsten gewerkschaftli-
chen Organisationsgrad sind der öffentliche Dienst, die Mi-
nenindustrie und die Fischereiindustrie. Die am schwächsten 
organisierten Sektoren betreffen Beschäftigte in privaten 
Haushalten, zum anderen das Baugewerbe sowie den Hotel- 
und Gastgewerbesektor.

ARBEITSBEDINGUNGEN DER GEWERKSCHAFTEN

Namibia hat acht der 10 Übereinkommen der Internationa-
len Arbeitsorganisation, die als Kernarbeitsnormen gelten, 
ratifiziert. Grundsätzlich existiert eine arbeitnehmerfreundli-
che Arbeitsgesetzgebung. Wie diese in der Praxis ausgelegt 
wird, variiert jedoch von Fall zu Fall. Während manche Ar-
beitgeber häufig streng kontrolliert werden, werden auf vie-
len anderen Arbeitsplätzen nicht einmal Grundstandards 
des Arbeitsschutzes eingehalten. Zugleich ist zu berücksich-
tigen, dass die Mehrheit der arbeitenden Bevölkerungsgrup-
pen informell angestellt ist und von den legalen Schutzme-
chanismen in der Realität ausgeschlossen bleibt.  

Gewerkschaften sind ein integraler Teil des sozialen Dialogs 
in Namibia und sowohl in der namibischen Verfassung als 
auch im Arbeitsgesetz ist das Recht der Gewerkschaften 
verankert, Mitglieder zu gewinnen und ihre Aktivitäten am 
Arbeitsplatz durchzuführen. Das Verhältnis der Gewerk-
schaften zu Regierung und Arbeitgebern wird bestimmt 
durch die Prinzipien des Tripartismus. Die Regierung sieht 
Arbeitnehmende und Arbeitgeber als Sozialpartner und er-
wartet gewerkschaftliche Beiträge zu den Debatten in den 
dreigliedrigen Strukturen: NUNW und TUCNA sind Mitglie-
der im Labour Advisory Council (LAC), der Namibia Training 
Authority (NTA), der Employment Equity Commission (EEC) 
und der Social Security Commission (SSC). Der Einfluss der 
Gewerkschaften in diesen Organen ist begrenzt, bieten den 
Vertreter_innen der Arbeitnehmer aber theoretisch eine 

Plattform, um ihre Positionen einzubringen. Allerdings gel-
ten diese Gremien als wenig engagiert, effizient und pro-
gressiv.  Gewerkschaften nutzen sie deshalb nur in be-
schränktem Umfang, um Debatten anzustoßen, die für die 
Interessen der Arbeitnehmenden von Bedeutung sind. 

Das Verhältnis zwischen dem Staat und einem Teil der Ge-
werkschaften ist historisch sehr eng: Als integrierter Partner 
der Regierungspartei SWAPO hat die NUNW einen privile-
gierten Zugang zu den Parteiinstitutionen, den Ministerien 
und Behörden. Demgegenüber gilt der TUCNA als explizit 
regierungskritisch. NUNW und TUCNA verweigern sich bis-
her einer Zusammenarbeit und auch die NANLO agiert über-
wiegend allein. Doch auch das Verhältnis zwischen NUNW 
und der Regierung ist nicht immer konfliktfrei, insbesondere 
dann, wenn es um die Rechte der Staatsbediensteten geht. 
Ein besonderes Konfliktfeld bieten die zumeist verlustreich 
wirtschaftenden Staatsunternehmen. Als die namibische Re-
gierung im Februar 2021 beschloss, die äußerst verlustrei-
che Fluggesellschaft Air Namibia zu liquidieren, organisierte 
die NUNW medienwirksame Straßenproteste, wenngleich 
auch ohne Erfolg. Die Verhandlungen über Gehaltserhöhun-
gen im öffentlichen Dienst führten 2022 beinahe zu einem 
nationalen Streik; stattdessen endeten sie in letzter Sekunde 
mit einer Einigung auf eine Gehaltserhöhung von drei Pro-
zent. Dieser Kompromiss wurde von zahlreichen Angestell-
ten im öffentlichen Dienst scharf kritisiert, weil die Erhö-
hung weit unter der Inflationsrate lag. Entsprechend wurde 
die Führung der verhandelnden Gewerkschaften – Namibia 
Public Workers Union (NAPWU) und Namibia National Tea-
chers Union (NANTU), beide der NUNW angehörend – vom 
TUCNA wegen politischer Kapitulation scharf kritisiert. 

GEWERKSCHAFTEN UND IHRE KERNAUFGABEN

Auf nationaler Ebene findet sozialer Dialog überwiegend 
über den Labour Advisory Council (LAC) statt, der dreiglied-

Dachverband 
Vorsitz /  

stv. Vorsitz
Mitglieder

Internationale  
Mitgliedschaften

National Union of Namibian Workers 

(NUNW, Gewerkschaftsverband der 

Arbeitenden Namibias) 

Job Muniaro (Generalsekretär)

Severin Tame  

(stellv. Generalsekretär)

80 000  

(laut IGB 2022)

IGB (Internationaler Gewerkschaftsbund), 

IGB Afrika, OATUU (Organisation für 

Afrikanische Gewerkschaftseinheit)

SATUCC (Verband der Gewerkschaften im 

südlichen Afrika)  

Trade Union Congress of Namibia 

(TUCNA, Gewerkschaftsbund von 

Namibia)

Magongora Kavihuha 

(Generalsekretär)

Paulus Hango  

(Präsident)

30 000  

(laut IGB 2022) 
IGB, IGB Afrika, SATUCC

Namibia National Labour 

Organisation (NANLO, Vereinigung 

der Arbeitenden Namibias)

Joseph Garoeb  

(amtierender Generalsekretär)
ca. 5 000 –

Tabelle 1
Die wichtigsten gewerkschaftlichen Dachverbände in Namibia  
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rig konzipiert ist und sowohl NUNW als auch TUCNA ein-
schließt. Der LAC hat allerdings keine Entscheidungsmacht 
und berät lediglich die Leitung des Arbeitsministeriums. 
TUCNA fordert seit mehreren Jahren, dass der LAC umstruk-
turiert werden müsse, um politische Beschlüsse zu sozialen 
und wirtschaftlichen Fragen treffen zu können. Dieser Vor-
schlag fand aber auf Regierungsseite bislang kein Gehör.

Tarifverhandlungen finden überwiegend auf bilateraler Basis 
zwischen einzelnen Betrieben und Industriegewerkschaften 
statt. Diese Verhandlungen sind recht eng ausgelegt und 
befassen sich in der Regel nur mit Gehältern sowie anderen 
Zugeständnissen, wie beispielsweise mit Renten- und Kran-
kenversicherungen, mit Haus- oder Transportzuschüssen. 

Regelmäßig finden diese Verhandlungen im öffentlichen 
Dienst statt, bei vielen staatseigenen Betrieben, in der Mi-
nen- und Fischereiindustrie und bei größeren Handelsketten. 
Die Mehrheit der namibischen Arbeitnehmenden ist aber 
von solchen Tarifverhandlungen ausgeschlossen, da sie im 
informellen Sektor oder unter sonstigen sehr prekären Be-
dingungen arbeiten, wie beispielsweise Farmarbeitende und 
Hausangestellte. Insgesamt sind laut dem Labour Force Sur-
vey (2018) nur elf Prozent der Beschäftigten Gewerkschafts-
mitglieder. Nach Darstellung der Gewerkschaften sind es et-
wa 20 Prozent der Beschäftigten.

Branchenspezifische Mindestlöhne konnten die Gewerkschaf-
ten in drei Bereichen durchsetzen: für Farmarbeitende, Bauar-
beitende und für Angestellte bei privaten Sicherheitsfirmen. 
Außerdem gibt es einen Mindestlohn für Hausangestellte, ba-
sierend auf den Empfehlungen der vom Arbeitsminister er-
nannten Minimum Wage Commission. Diese Empfehlungen 
mündeten in einem vom Parlament gesetzlich festgelegten 
Mindestlohn. Insgesamt liegen diese Mindestlöhne zwischen 
N$ 8 und 16 pro Stunde (0,40–0,80 Euro) und werden oft 
nicht eingehalten. Wie oben erwähnt, trat im Januar 2025 ein 
nationaler Mindestlohn von N$ 18 pro Stunde in Kraft, der al-
lerdings für Farmarbeitende und Hausangestellte in drei Schrit-
ten eingeführt und daher erst 2027 voll wirksam sein wird.

GEWERKSCHAFTEN UND IHR (POLITISCHES) GEWICHT

Im Vergleich zu den ersten Jahren nach der Unabhängigkeit 

haben Gewerkschaften zweifellos an Einfluss verloren. Ihr 
Beitrag zu wichtigen öffentlichen Debatten ist zurückgegan-
gen und eine zunehmende Bürokratisierung der Gewerk-
schaften ist deutlich erkennbar, wenn auch nicht bei allen 
Gewerkschaften gleichermaßen. Charakteristisch für die 
NUNW-Funktionärsebene ist eine Karriereorientierung; häu-
fig wird Gewerkschaftsarbeit als ein Karrieresprungbrett be-
trachtet, um in die Politik zu wechseln. Häufige Arbeitsfelder 
ehemaliger NUNW-Funktionär_innen sind beispielsweise 
das Parlament, Ministerien sowie die regionalen und kom-
munalen Regierungsstrukturen. Dies untergräbt ihre Ein-
satzbereitschaft für die Interessen der Arbeitnehmenden 
und schwächt das öffentliche Ansehen der Gewerkschaften.

Die Frage der politischen Verbindung zwischen der NUNW 
und der SWAPO-Partei ist ein dauerhaft umstrittenes Thema 
innerhalb der Gewerkschaftsbewegung. In der öffentlichen 
Wahrnehmung ist die NUNW oft nur ein Flügel der SWAPO. 
Der politische Einfluss der NUNW ist seit dem NUNW-Kon-
gress 2015 stetig zurückgegangen. Bis heute fand kein weite-
rer NUNW-Kongress statt. Als beim SWAPO-Parteitag im No-
vember 2017 der Konflikt zwischen dem präsidententreuen 
Lager (Team Harambee) und der präsidentenkritischen Frakti-
on (Team SWAPO) offen zutage trat, unterstützte NUNW das 
Team SWAPO. Da sich aber das Team Harambee auf dem Par-
teitag letztendlich durchsetzen konnte, verlor die NUNW so-
mit langfristig seinen politischen Einfluss. NUNW war in sei-
ner Geschichte politisch noch nie so isoliert wie heute. Ihre 
Delegierten spielen auf SWAPO-Parteitagen  kaum noch eine 
Rolle. Der Verband nimmt die Mitsprachemöglichkeiten im 
Rahmen des Labour Advisory Council kaum wahr und ist in 
brennenden öffentlichen Diskussionen nicht präsent. Im Jahr 
2018 kam es zu einem großen Konflikt zwischen der NUNW 
und seinen Mitgliedsgewerkschaften, die keine Beiträge mehr 
an den Dachverband weiterleiteten. Bis heute zahlen die Mit-
gliedsgewerkschaften nur einen Teil der Mitgliedsbeiträge, 
und der für 2019 geplante NUNW-Kongress wurde wegen fi-
nanzieller Probleme auf unbestimmte Zeit verschoben.

Der TUCNA hat in den letzten Jahren versucht, sich als realis-
tische Alternative zur NUNW und als regierungsunabhängig 
zu positionieren. Allerdings haben viele ihrer Mitgliedsge-
werkschaften mit internen Schwierigkeiten und mit oft 
schwachen Strukturen in den Betrieben zu kämpfen. Als 
Dachverband verfolgt der TUCNA den Anspruch, alle Berei-

Branchenverband /  
Gewerkschaft 

Dachverband
Vorsitz /  

stv. Vorsitz
Mitglieder

(eigene Angaben)
Internationale  

Mitgliedschaften

Namibia Public Workers Union 

(NAPWU, Namibische Gewerkschaft 

für den öffentlichen Sektor)

NUNW
Peter Nevonga  

(Generalsekretär)
ca. 25 000

Public Services  

International (PSI)

Metal and Allied Namibia Workers 

Union (MANWU, Gewerkschaft der 

namibischen Metallarbeitenden)

NUNW
Justina Jonas  

(Generalsekretärin)
ca. 6 000 IndustriALL
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che des öffentlichen Lebens im Sinne der Mitglieder beein-
flussen zu wollen. Dies zeigt sich in regelmäßigen Pressekon-
ferenzen and Stellungnahmen des Generalsekretärs. 2023 
übernahm der TUCNA die Initiative zur Gründung eines Netz-
werkes. Dieses wurde 2024 als Namibia Civil Society Non-
State Actors Network (NamNet) unter Vorsitz des TUCNA Ge-
neralsekretärs gegründet mit dem Ziel, die gemeinsame Posi-
tionierung von Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zu aktuellen sozialpolitischen und wirt-
schaftspolitischen Themen voranzutreiben. Somit hat sich der 
TUCNA ein recht aktives öffentliches Profil geschaffen.

Insgesamt sind die größten Herausforderungen für Gewerk-
schaften in Namibia zum einen der niedrige Organisations-
grad und ihre mangelnde Handlungsfähigkeit, zum anderen 
die hohen Arbeitslosenzahlen und die extrem niedrigen 
Löhne.  Zudem sind die Gewerkschaften von einem Mitglie-
derschwund betroffen. Vor allem in den nichttraditionellen 
Sektoren wie im Kleingewerbe und im informellen Sektor 
müssen Gewerkschaften ihre Organisationsfähigkeit verbes-
sern, indem sie auch für diese Bereiche Dienstleistungen 
und Interessenvertretungen anbieten. Ein höherer Organisa-
tionsgrad ist eine Voraussetzung für größeren gewerk-
schaftlichen Einfluss auf die politische Entscheidungsfin-
dung. Bei vielen wichtigen politischen Entscheidungen der 
jüngeren Vergangenheit – zum Beispiel bei Privatisierungs-
vorhaben der Regierung, der Einführung von 

 oder dem Aufkommen von Leiharbeitsfirmen – 
hat sich die organisatorische Schwäche der Gewerkschaften 
bereits gezeigt. Obwohl sie in wichtigen Beratungsgremien 
vertreten sind und obwohl sie dort gelegentlich datenbasier-
te Vorschläge einbringen, gelang es den Gewerkschaften 
bislang nur selten, die Entscheidungsfindung innerhalb der 
Regierung zu beeinflussen.  

In den 1990er Jahren haben die Gewerkschaften noch recht 
erfolgreich die Privatisierung staatseigener Betriebe verhin-
dert. Auch dass das Parlament 2007 das Verbot von Leihar-
beit im Arbeitsgesetz verankern wollte, wäre ein Erfolg der 
Gewerkschaftsbewegung gewesen – wenn es nicht wenig 
später durch einen Beschluss des obersten Gerichts wieder 
zunichte gemacht worden wäre. In den letzten Jahren konn-
ten die Gewerkschaften dagegen kaum Erfolge feiern. Die Li-
quidierung von Air Namibia im Jahr 2021 trotz Protesten von 
NUNW und TUCNA ist ein Beleg hierfür. Besonders in Ausei-
nandersetzungen mit transnationalen Konzernen wurden 
die Grenzen des gewerkschaftlichen Einflusses deutlich. Hier 
war man häufig machtlos angesichts der Bereitschaft der Re-
gierung, diesen Konzernen Zugeständnisse zu machen bzw. 
dafür zu sorgen, dass diese Konzerne keine Sanktionen bei 
Verstößen gegen arbeitsrechtliche Standards erfuhren. 

Vor dem Hintergrund sich verschärfender sozialer Spannun-
gen und grassierender Armut haben sich einige Gewerk-
schaften, allen voran die MANWU, aber teilweise auch der 
TUCNA, neuen Themen zugewandt, die für ihre Mitglieder 
akut von Bedeutung sind: soziale Sicherungssysteme, das 
Recht auf eine Unterkunft sowie geschlechtsspezifische Ge-
walt. Hier zeichnen sich jedoch nicht nur neue Betätigungs-
felder für die Gewerkschaften ab, sondern auch potenzielle 

progressive Allianzen, zum Beispiel mit Interessengruppen 
wie der Shack Dwellers Federation, progressiven Stadträten 
oder universitären Forschungseinrichtungen.

Einen herben Rückschlag erfuhren die Arbeitnehmenden 
und ihre Gewerkschaften in den vergangenen Jahren durch 
die namibische Justiz. Zwei wegweisende Urteile zeugen 
von der Arbeitgeberfreundlichkeit der Gerichte, indem sie 
direkt das Streikrecht angreifen. Es ging vor Gericht um die 
Frage, ob die Arbeitgeber während eines rechtmäßigen 
Streiks betriebsfremde Arbeitnehmende, wie Leiharbeiten-
de, einsetzen dürfen, um die Arbeit der Streikenden zu 
übernehmen. Namibias Labour Act schien darauf die klare 
Antwort zu geben, dass dies nicht möglich sei. In zwei Ge-
richtsurteilen – 2021 (High Court, Spar vs. Namibia Food 
and Allied Workers Union) und 2022 (Supreme Court, Shop-
rite vs. Namibia Food and Allied Workers Union) – argumen-
tierten die Richter_innen jedoch, dass es legal sei, andere 
Arbeitnehmende einzusetzen, sofern diese die Arbeit der 
Streikenden »freiwillig« übernehmen. Es blieb den Gewerk-
schaften nichts anderes übrig, als auf eine Gesetzesände-
rung zu drängen, um das Streikrecht zu sichern und gegen 
Streikbrechende zu schützen. Vertreter_innen aller drei Ge-
werkschaftsverbände trafen sich deswegen erstmalig 2022 
und haben dem Arbeitsministerium Ende 2022 einen Ent-
wurf für eine Gesetzesänderung vorgelegt. Dieser ist aller-
dings noch nicht dem Parlament vorgelegt worden.

Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass die Gewerk-
schaftsbewegung als Ganze in den vergangenen Jahren 
sichtbar an politischem Einfluss verloren hat. Insgesamt 
scheinen die Mitgliederzahlen zu sinken, und die Präsenz von 
Gewerkschaften im informellen Sektor ist sehr gering. Zu-
dem sind die bestehenden Gewerkschaften untereinander 
tief gespalten, und neue Gewerkschaften werden jährlich 
gegründet. Eine Verschmelzung der bestehenden Dachver-
bände oder die Entstehung eines neuen, umfassenden Ge-
werkschaftsdachverbands sind momentan nicht absehbar. 

Herbert Jauch, Arbeitsforscher

Friedrich-Ebert-Stiftung | Referat Afrika
Hiroshimastraße 17 | 10785 Berlin

Verantwortlich:
Britta Utz, Referentin Südafrika, Gewerkschaften  
und Soziale Gerechtigkeit
britta.utz@fes.de

Eine gewerbliche Nutzung der von der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES) herausgegebenen Medien ist ohne 
schriftliche Zustimmung durch die FES nicht gestattet.

Publikationen der Friedrich-Ebert-Stiftung dürfen nicht 
für Wahlkampfzwecke verwendet werden.

KONTAKT


